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BFH versagt vorlaufigen Rechtsschutz gegen
Solidaritatszuschlag

Beschluss vom 15. Juni 2016 1l B 91/15 - Dem o6ffentlichen Interesse am Vollzug des
Solidaritatszuschlags kommt Vorrang gegeniiber dem Interesse des Steuerpflichtigen
an der Gewahrung vorlaufigen Rechtsschutzes zu. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH)
mit Beschluss vom 15. Juni 2016 1l B 91/15 unter Beriicksichtigung der Umstande des
Einzelfalls entschieden.

Dem steht nicht entgegen, dass das Niedersachsische Finanzgericht mit Beschluss vom 21.
August 2013 7 K 143/08 das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) erneut zur Klarung der
Verfassungsmaligkeit des Solidaritatszuschlaggesetzes angerufen hat.

Der Streitfall betraf das Jahr 2012. Vom Arbeitslohn der Antragsteller war der Solidaritatszuschlag
einbehalten und an das Finanzamt abgefiuhrt worden. Die Antragsteller begehrten die vorlaufige
Rickzahlung des von ihnen entrichteten Solidaritatszuschlags von ca. 715 €.

Der BFH lehnte dies ab. Das 6ffentliche Interesse am Vollzug des Solidaritatszuschlaggesetzes sei
wegen der Sicherung einer geordneten Haushaltsfihrung vorrangig. Eine vorlaufige
Nichterhebung des Solidaritatszuschlags wirde dazu fuhren, dass das Solidaritatszuschlaggesetz
faktisch auBer Kraft gesetzt werden wirde. Dies hatte Einnahmenausfalle in Milliardenhéhe zur
Folge. Es kénne offen bleiben, ob der Vorlagebeschluss des Niedersachsischen Finanzgerichts
ernstliche Zweifel an der RechtmaRigkeit der festgesetzten Solidaritatszuschlage begrinden
kénne. Der BFH habe bereits friher entschieden, dass das Solidaritatszuschlaggesetz
verfassungsgemall sei (Urteile vom 21. Juli 2011 Il R 52/10, BFHE 234, 250, BStBI 11 2012, 43, und
Il R 50/09, BFH/NV 2011, 1685). Das BVerfG habe die dagegen erhobenen
Verfassungsbeschwerden nicht zur Entscheidung angenommen.

Pressekontakt:

Pressestelle Bundesfinanzhof
Telefon: 089/9231-400

E-Mail: pr tell fh.bund.

Unternehmen

Bundesfinanzhof
Ismaninger StraRe 109
81675 Minchen

Internet: www.bundesfinanzhof.de

Seite1von1l


mailto:pressestelle@bfh.bund.de
http://www.bundesfinanzhof.de
https://www.assekuranz-info-portal.de/

	BFH versagt vorläufigen Rechtsschutz gegen Solidaritätszuschlag

